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Frequently Asked Questions (FAQ) zur Projektförderung nach  der 
Gedenkstättenkonzeption des Bundes  

 

Die FAQ sind häufig gestellte Fragen und basieren auf der „Konzeption des Bundes für die 

Gedenkstätten zur Aufarbeitung der NS - Terrorherrschaft und der SED -Diktatur“ (GSK) mit 

Stand vom 12. 11.2025 sowie der Förderrichtlinie zur GSK . 

 

 
Antragstellende  
Wer ist antragsberechtigt?  

Die Projektförderung des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) 

richtet sich an Gedenkstätten und Erinnerungsorte sowie andere für die Erreichung der 

Projektziele geeignete Einrichtungen bzw. deren Träger. Die antragstellende Einricht ung muss 

nicht zwingend eine Gedenkstätte sein.  

 

Antragsberechtigt sind gemeinnützige private oder öffentliche, rechtsfähige Einrichtungen 

mit Sitz in Deutschland. Ausgeschlossen sind Einrichtungen und Vorhaben, die auf eine 

Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Antragstellende Einrichtungen müssen über ein e 

ordnungsgemäße Geschäftsführung verfügen und in der Lage sein, die Verwendung der Mittel 

bestimmungsgemäß nachzuweisen.  

 

Die gemeinsame Antragstellung von mehreren Einrichtungen ist ausdrücklich erwünscht, 

insofern diese Kooperation dem Ziel des Projekts dient.  

 

 
Förderkriterien  
Welche Projekte sind bundesbedeutsam?  

Der Bund gewährt Zuwendungen für Projekte, die von, an oder im direkten Zusammenhang 

mit Gedenkstätten und Erinnerungsorten zur Aufarbeitung und Erinnerung an die Verbrechen 

der NS - Gewaltherrschaft oder der kommunistischen Diktatur in der SBZ und der DDR 

durchgeführt werden. Diese müssen von allgemeinem Interesse und herausgehobener 

Bedeutung sein oder bisher weniger beachtete Aspekte, Erinnerungsräume oder 

Opfergruppen dieser Verfolgungszusammenhänge thematisieren. Das Expertengremium 

spricht eine Empfehlu ng dazu aus, ob das Projekt von nationaler Bedeutung ist. Die 

Letztentscheidung trifft BKM.  

 

Für die Auswahl von Projekten sind insbesondere folgende Kriterien relevant:  

• der nationale oder internationale Stellenwert des Ortes,  

• die Exemplarität des Ortes oder des Projekts für einen Aspekt der 

Verfolgungsgeschichte der NS - Terrorherrschaft oder der SED - Diktatur,  

• das Vorhandensein baulicher Strukturen oder Geländeformationen eines Ortes, der 

exemplarisch für die Verbrechen der NS - Gewaltherrschaft oder der kommunistischen 

Diktatur in SBZ oder DDR steht,  



• die wissenschaftliche Fundierung der historischen Wissensvermittlung sowie  

• die nachhaltige Nutzung der Projektergebnisse und Kooperationen.  

Bei Antragstellung muss ausgeführt werden, welche Kriterien erfüllt werden.  

 

Was kennzeichnet einen historischen Ort von nationalem oder internationalem Stellenwert?  

Indikatoren für den nationalen oder internationalen Stellenwert des Ortes sind:  

• die Bedeutung des historischen Ortes in der Bewertung in der historischen Forschung,  

• die Bedeutung der Gedenkstätte in der Erinnerungskultur,  

• die öffentliche Wahrnehmung des historischen Ortes im In -  und Ausland.  

Das Vorliegen der Indikatoren ist konkret zu begründen. Der Ortsbezug kann auch durch die 

Schwerpunktsetzung des Projektinhalts hergestellt werden.  

 

Was kennzeichnet die Exemplarität eines Ortes oder eines Projekts?  

Das historische Geschehen an diesem Ort oder die Funktion und Wirkungsweise der 

Einrichtung am historischen Ort müssen  geeignet sein, um an diesem Beispiel markante 

Strukturen, Mechanismen oder Auswirkungen der Unterdrückungsapparate zu 

veranschaulichen. Weitere Indikatoren für die Exemplarität sind:  

• die Bedeutung des Themas für bestimmte Opfer - , Täter -  oder Beteiligtengruppen oder  

• die Bedeutung des Projekts im Vergleich mit Einrichtungen, die ähnlich gelagerte 

Themen behandeln.  

 

Wann ist Vorhandensein baulicher Strukturen oder Geländeformationen eines Ortes 

gegeben, der exemplarisch für die Verbrechen der NS - Gewaltherrschaft oder der 

kommunistischen Diktatur in SBZ oder DDR steht?  

Das Vorhandensein baulicher Strukturen oder Geländeformationen eines Ortes, der für die 

Verbrechen der NS -Terrorherrschaft oder der SED - Diktatur steht, ist gegeben, wenn sich das 

dokumentierte historische Geschehen in einer für Besucherinnen und Besucher s ichtbaren 

und nachvollziehbaren baulichen Substanz oder Geländeform manifestiert oder sich 

mindestens entsprechende Spuren aufzeigen lassen. Bei Auf -  und Ausbau einer Gedenkstätte 

ist zu gewährleisten, dass die überlieferte Substanz nicht maßgeblich veränd ert oder 

überformt wird.  

 

Wie zeigt sich die wissenschaftliche Fundierung der historischen Wissensvermittlung?  

Dem Projekt muss eine in mehrfacher Hinsicht ausgereifte Konzeption  zugrunde liegen:  

• In wissenschaftlicher Hinsicht sind die Auseinandersetzung mit der Quellenlage und 

dem Forschungsstand gefordert.  

• Bei Ausstellungen ist das museologische bzw. Ausstellungskonzept darzulegen 

(Exponate, Gestaltung, Gliederung, Schwerpunkte, Medien etc.) . 

• In Bezug auf die Bildungsziele ist das pädagogische Konzept aufzuschlüsseln 

(Zielgruppen, Vermittlungsziele, didaktische Methoden, Medien, Internetpräsenz, 

Betreuungsangebote).  

 

Was ist unter nachhaltiger Nutzung der Projektergebnisse zu verstehen?  

Unter nachhaltiger Nutzung der Projektergebnisse ist zu verstehen, dass die Ergebnisse des 

Vorhabens der Öffentlichkeit nach Projektabschluss in geeigneter Weise nachhaltig zur 

Verfügung stehen und die Projekterfahrungen auch für andere Einrichtungen mit 



vergleichbaren Projektabsichten nachvollziehbar sind. Dabei können auch mediale Produkte 

entstehen, die im Netz für andere auf lange Sicht nutzbar bleiben.  

 
Projekte allgemein  
Kann sich das Projekt auf historische Orte im Ausland beziehen?  

Ja. Es können auch Kooperationen mit ausländischen Einrichtungen eingegangen werden, 

wenn es der Projektinhalt erfordert. Antragsberechtigt sind jedoch nur gemeinnützige private 

und öffentliche, rechtsfähige Einrichtungen mit Sitz in Deutschland. Der inhal tliche 

Schwerpunkt des Projekts muss zudem bei einem historischen Ort im Inland liegen.  

 

Was ist bei Verbundprojekten mit mehreren Einrichtungen zu beachten?  

Bei einer Kooperation von mehreren Gedenkstätten oder mit Museen, Archiven oder 

Forschungseinrichtungen stellt eine Gedenkstätte federführend den Antrag. Bei 

bundeslandübergreifenden Projekten ist es ausreichend, wenn ein Land (oder eine Kommune) 

mitförder n, solange der beantragte Bundesanteil maximal 50 Prozent der förderfähigen 

Ausgaben beträgt. Bei bundeslandübergreifenden Projekten stellt eine Einrichtung 

federführend den Antrag über ihr Sitzland.  

 

Kann ein Projektantrag die Aufarbeitung des Nationalsozialismus sowie die Aufarbeitung 

des SED - Unrechts zum Inhalt haben?  

Epochenübergreifende Projektanträge sind möglich, sofern diese im Projektziel begründet 

sind.  

 

Wie lang darf ein geplantes Projekt planmäßig dauern?  

Es können Vorhaben mit bis zu vier Jahren Laufzeit beantragt werden.  

 

 
Förderfelder  
Kann das Projekt Bestandteile aus mehreren Förderfeldern enthalten?  

Eine Kombination der drei Förderfelder (I. Erhalt der historischen Orte, II. Digitalisierung und 

digitale Lebenswelten, III. Vermittlung und anwendungsbezogene Forschung) ist möglich.  

 

 
Erhalt der historischen Orte  
Welche Projekte sind im Förderfeld „Erhalt der historischen Orte“ förderfähig?  

• Sicherung und denkmalgerechter Erhalt historischer Orte (Liegenschaften, Gebäude 

und Gräber, insoweit sie Teil einer Gedenkstätte sind),  

• Umbau - , Modernisierungs -  und Restaurierungsmaßnahmen historischer Bausubstanz,  

• Neubaumaßnahmen (sind nur für die Nutzung zu Bildungs -  oder Verwaltungszwecken 

förderfähig, wenn die Bildungsarbeit dadurch nachhaltig gestärkt wird),  

• sukzessive energetische Sanierung von später hinzugefügten Gebäuden für Bildung 

und Verwaltung, soweit die Sanierung die gedenkstättenpädagogische Nutzung 

fördert.  

Wenn der Einbau einer neuen Dauerausstellung mit einem Umbau oder 

Sanierungsmaßnahmen verbunden ist, kann das Projekt dem Förderfeld „Erhalt der 

historischen Orte“ zugeordnet werden.  

 



Was ist mit „historischer Bausubstanz“ gemeint?  

Mit „Historischer Bausubstanz“ sind bauliche Überreste gemeint, durch die sich das 

historische Geschehen für die Besucherinnen und Besucher sichtbar manifestiert. Diese 

können vor oder in der historischen Phase entstanden sein, deren Aufarbeitung sich das 

Projekt widmet. Auch historische Relikte oder Gebäude, die zum Zwecke des Gedenkens oder 

der Aufarbeitung und Vermittlung errichtet wurden, können in besonderen Fällen dazu 

gezählt werden. Reine Seminar -  oder Verwaltungsgebäude fallen i.d.R. nicht darunter . 

Förderfähig sind zudem Freilegungs - , Sicherungs -  und Präsentationsmaßnahmen an 

historischen baulichen Überresten unter und über Tage.  

 

Was ist bei Projekten zum Erhalt historischer Bausubstanz zu beachten?  

Voraussetzung ist, dass das Gebäude bzw. die historische Bausubstanz bereits in der 

Vergangenheit für den erinnerungskulturellen Betrieb genutzt wurden oder in der Zukunft 

genutzt werden sollen. Erforderlich im Antrag sind Angaben zu Umfang, Zustand, histo rischer 

Aussagekraft und Stellenwert der erhaltenen Bausubstanz innerhalb des Projekts. In der 

Antragsbegründung ist weiter darzulegen, in welcher Weise gewährleistet wird, dass 

vorhandene bauliche Substanz weder überbaut noch baulich verändert oder in ihr er Wirkung 

gestalterisch verfremdet wird. Antragstellende müssen den Denkmalschutz beachten sowie 

bereits bei der Antragstellung eine baufachliche Begleitung der Projekte einplanen. Der 

Antrag steller muss seine Planungen für einen langfristigen Betrieb energetisch vertretbar 

gestalten und die Barrierefreiheit beachten. Siehe auch Hinweise der FAQ unter 

„Antragstellung “. 

 

Baumaßnahmen  

Wann gilt ein Projektvorhaben als Bauvorhaben?  

Alle Projektvorhaben, die eine Baumaßnahme enthalten, gelten als Bauvorhaben, auch wenn 

sie Vorhaben aus anderen Förderfeldern umfassen. Baumaßnahmen sind investive 

Maßnahmen, die zu einer wesentlichen Änderung der Substanz, bspw. durch Neubau oder 

durch U m-  oder Erweiterungsbau, und zu einer Wertsteigerung führen. Auch Umbau - , 

Modernisierungs -  und Restaurierungsmaßnahmen historischer Bausubstanz gelten als 

Bauvorhaben.  

 

Was ist bei Baumaßnahmen allgemein zu beachten?  

Bei Baumaßnahmen gelten gemäß VV 1.3 zu § 44 BHO Planung, Bodenuntersuchung und 

Grunderwerb nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der 

Zuwendung.  

 

Siehe auch Hinweise der FAQ unter „Antragstellung “ zu zusätzlichen Antragsunterlagen für 

Baumaßnahmen.  

 

Was zeichnet Vorbildformate bzw. Best Practice Formate aus?  

Der Begriff Best Practice (deutsch: bewährte Methode oder Erfolgsmodell) beschreibt 

Vorgehensweisen, Prozesse oder Techniken, die sich in der Praxis als optimal erwiesen haben. 

Gefördert werden sollen Formate, von denen erwartet werden kann, dass sie ansch ließend 

von anderen Einrichtungen ohne größeren Aufwand übernommen werden können.  

 



 
Digitalisierung und digitale Lebenswelten  
Was kann im Förderfeld Digitalisierung und digitale Lebenswelten gefördert werden?  

• Erstellung und Weiterentwicklung digitaler Kommunikations -  und 

Informationsangebote, einschließlich Webseiten, Blogs, Social - Media - Profilen sowie 

Social - Media -Kampagnen, auch in Kooperation mehrerer Gedenkstätten,  

• Entwicklung, Erprobung, Implementierung und Weiterentwicklung digital gestützter 

Bildungs -  und Vermittlungsangebote (auch kombiniert mit Formaten vor Ort) wie z. B. 

Online -Lehrmaterialien, digitale Lernmedien, Citizen - Science - Projekte, Podcasts,  

• Digitale und hybride Anwendungen zur Orientierung, Information und 

Wissensvermittlung (z.B. Apps, Mixed - Media -Formate oder vergleichbare 

Anwendungen für Besuchendenführung und - information, Serious Games),  

• Planung und Durchführung von digitalen Veranstaltungen und Ausstellungen,  

• Projekte, die sich den Herausforderungen der Künstlichen Intelligenz (KI) im Bereich 

der Erinnerungskultur stellen, wie z. B. interaktive Zeitzeugen - Avatare, Bild - /Video -

erstellung mit KI und Authentizitätsnachweise für Dokumente und Fotografien,  

• innovative Projekte aus dem Feld der digitalen Archive und Wissensaufbereitung, der 

Erforschung und Nutzung von Archivbeständen, deren Ergebnisse für andere 

Einrichtungen zugänglich und nutzbar gemacht werden (Online -Datenbanken, 

virtuelle, augmentierte od er gemischte Realität, Crowdsourcing etc.) , 

• Maßnahmen, die geeignet sind, Gedenkstätten dabei zu unterstützen, ihre Archive, 

Sammlungen und Objekte zu digitalisieren und Digitalisate zu sichern bzw. zu 

kennzeichnen, sind im Einzelfall förderfähig, wenn sie mit innovativen 

Vermittlungskonzepten verbu nden sind.  

 

Was sind Beispiele für Maßnahmen, die geeignet sind, Gedenkstätten dabei zu unterstützen, 

ihre Archive, Sammlungen und Objekte zu digitalisieren und Digitalisate zu sichern bzw. zu 

kennzeichnen?  

Eine geeignete Maßnahme kann zum Beispiel eine von mehreren Einrichtungen gemeinsam 

getätigte Anschaffung einer mobilen, flexibel einsetzbaren Basisstation für die digitale 

Inventarisierung in Gedenkstätten sein. Dazu zählen auch Initiativen, Digitalisate als 

unverfälschte Kopien von Originalquellen speziell zu kennzeichnen. Die reine Digitalisierung 

von Archivmaterial oder Sammlungsgut ist nicht förderfähig.  

 

 
Vermittlung und anwendungsbezogene Forschung  
Was kann im Förderfeld Vermittlung und anwendungsbezogene Forschung gefördert 

werden?  

• Dauer - , Sonder -  und Wanderausstellungen (darunter auch grundlegende 

Erneuerungen, Erweiterungen, sowie die dafür erforderlichen konzeptionellen und 

inhaltlichen, gestalterischen, technischen sowie baulichen Anpassungen) , 

• Die Entwicklung, Erstellung, Erprobung und Implementierung von neuen 

Vermittlungsformaten, Outreach - Projekten oder Beteiligungsformaten,  

• Anwendungsbezogene Forschung in Bezug auf den historischen Ort und seine lokale 

Verankerung, auf Opfer oder Opfergruppen der dort verübten Verbrechen und auf 

Täter oder Tätergruppen, die am historischen Ort gehandelt haben, sowie zur 



Nachgeschichte der Verbrechen und der Erinnerungsgeschichte, insbesondere in 

Verbindung mit Vermittlungsangeboten,  

• Projekte zur Stärkung von Besuchendenorientierung und - partizipation sowie zur 

Wirkungsforschung,  

• Projekte zur Orientierung und Partizipation unmittelbar Betroffener und ihrer 

Angehörigen.  

 

Sind Veranstaltungen förderfähig?  

Projektbezogene Veranstaltungen sind grundsätzlich förderfähig.  

 

Welche Formen von Forschung sind förderfähig?  

Wenn Forschungsergebnisse einen konkreten Ortsbezug aufweisen und für Vermittlungs - , 

Ausstellungs -  oder Bildungsformate genutzt werden, ist die Förderfähigkeit gegeben. Nicht 

förderfähig ist Grundlagenforschung z. B. zum NS - Terrorregime oder der SED -Diktat ur, die 

entweder keinen Bezug zum historischen Ort aufweist oder für die noch kein 

Nutzungskonzept vorgelegt werden kann.  

 
Was kann nicht gefördert werden?  

• Historische Grundlagenforschung,  

• technische Grundausstattung von Gedenkstätten,  

• grundständige Förderung von Jugendbegegnungsstätten,  

• reine Finanzierung von Gedenkstättenfahrten und - besuchen,  

• reine Filmproduktionen,  

• reine Druckkostenzuschüsse,  

• reine Digitalisierung von Archivmaterial oder Sammlungsgut ohne begleitendes 

Vermittlungskonzept.  

 
Kofinanzierung  
Wie viel Förderung kann ein Projekt vom Bund erhalten?  

Der Bund fördert Projekte subsidiär mit maximal 50 Prozent der zuwendungsfähigen 

Gesamtausgaben.  

 

Können verschiedene Förderprogramme des Bundes kombiniert werden?  

Eine Förderung durch mehrere Bundesförderprogramme kommt in Betracht, wenn dieselbe 

Maßnahme unterschiedlichen förderpolitischen Zielen dient (Beispiel: Ziel Denkmalschutz 

und Ziel Stärkung der Erinnerungskultur). Die Summe aller Bundesmittel darf zusammen  nicht 

mehr als 50 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben betragen.  

 

Welche Mittel gelten als Kofinanzierung?  

Die Kofinanzierung erfolgt durch eine angemessene Beteiligung des Landes oder der 

Kommune. Ergänzend kann die Kofinanzierung durch Drittmittel und Eigenmittel erbracht 

werden. Eigenleistungen sind davon ausgeschlossen. Die Projektmittel von öffentlich -

rech tlichen Förderinstitutionen der Länder wie beispielsweise der LOTTO - Stiftung Berlin 

können als Landesmittel gewertet werden. Mittel aus Förderprogrammen der Europäischen 

Union können im Sinne einer komplementären Finanzierung (Drittmittel) eingebracht 

werd en. 

 



Können sich mehrere Länder oder Kommunen an der Finanzierung beteiligen?  

Die Kofinanzierung kann auch durch mehrere Bundesländer oder Kommunen erfolgen. 

Beispiele dafür sind Verbundprojekte mit mehreren Projektbeteiligten in verschiedenen 

Ländern oder Einrichtungen, die von mehreren Bundesländern unterstützt werden.  

 

Wie erhält eine antragstellende Einrichtung Kofinanzierung durch das Sitzland oder die 

Kommune?  

Antragstellende Einrichtungen, die eine Kofinanzierung durch das Sitzland  bzw. die Kommune 

begehren, müssen frühzeitig vor Einreichung des Projektantrags mit dem Land bzw. der 

Kommune Verbindung aufnehmen. Da die vollständigen und potentiell förderfähigen Anträge 

vom Sitzland um eine fachliche Stellungnahme ergänzt werden und a nschließend bei BKM 

eingereicht werden, ist eine Kontaktaufnahme mit der zuständigen Landesbehörde 

unerlässlich.  

 

Unter www.stiftung - evz.de/gedenkstaettenkonzeption  finden Sie eine Liste mit den 

Kontaktdaten der Ansprechstellen der Länder.  

 

Wie müssen Länder, Kommunen und Drittmittelgeber die Inaussichtstellung oder Zusage der 

Kofinanzierung bescheinigen?  

Die Inaussichtstellung oder Zusage müssen schriftlich erfolgen.  

 

Antragstellung  

Wie wird der Antrag gestellt?  

Die Antragstellung bei BKM erfolgt über die zuständige Landesbehörde im Bundesland 

des/der Antragstellenden. Dazu sind die von BKM zur Verfügung gestellten Antragsformulare 

zu nutzen : www.stiftung - evz.de/gedenkstaettenkonzeption . Der Antrag muss bis zum 

0 1.10.2026 um 23 :59  Uhr bei der zuständigen Landesbehörde vorliegen. Die Länder ergänzen 

potenziell  förderfähige Anträge um eine kurze fachliche Stellungnahme unter Bezugnahme 

auf die Förderzwecke und Kriterien der Richtlinie, sowie ggf . ihre anteilige 

Finanzierungszusage und leiten die Anträge anschließend bis zum 16.11.2026 um 23 :59 Uhr an 

BKM  unter gsk@bkm.bund.de  weiter.  

 

Wichtig: Der/Die Antragstellende sollte frühzeitig und vor Einreichung eines Förderantrages 

mit der zuständigen Landesbehörde Kontakt aufnehmen. Später eingehende Anträge oder 

wesentliche Änderungen oder Ergänzungen, die für die Inaussichtstellung der Förd ermittel 

erheblich sind, können nicht mehr berücksichtigt werden.  

 

Nur Anträge, bei denen die erforderliche Kofinanzierung, insbesondere durch Land und/oder 

Kommune sowie gegebenenfalls durch Dritt -  und Eigenmittel, in Aussicht gestellt ist, können 

in das weitere Verfahren einbezogen werden. Antrags -  und Berichtssprache i st Deutsch.  

 

Welche Bestandteile muss ein Antrag enthalten?  

Ein Zuwendungsantrag muss alle Angaben enthalten, die notwendig sind, um die inhaltliche 

Plausibilität des Konzepts beurteilen sowie um entscheiden zu können, ob Ihre geplanten 

Ausgaben notwendig und angemessen sind. Ergänzende Unterlagen können bei Bedarf  von 

BKM oder der Bewilligungsbehörde noch angefordert werden.  



 

Mindestbestandteile sind:  

• Antragsformular,  

• Kurzzusammenfassung des Antrags,  

• Ausgaben -  und Finanzierungsplan sowie die Bestätigung, dass mit dem Vorhaben noch 

nicht begonnen wurde , 

• Projektdarstellung,  

• Inaussichtstellung(en) der Gegenfinanzierung der Bundesmittel,  

• Darlegung zur Ausschöpfung der Fördermöglichkeiten von Land und Kommune,  

• Erläuterung zur dauerhaften Sicherung des Betriebs bzw. Unterhalts nach 

Projektende,  

• fachliche Stellungnahme der zuständigen Landesbehörde.  

 

Für Baumaßnahmen  gelten zusätzlich die nachstehenden Mindestbestandteile:  

• Darlegung der bedarfsauslösenden Gründe wie der Zustand der gegenwärtigen 

Unterbringung oder konzeptionelle Änderungen,  

• Variantenuntersuchung zur Bedarfsdeckung (z. B. Kauf, Miete, PPP, Neubau, 

Erweiterung),  

• Ziel, Standort, Inhalt und Umfang der geplanten Maßnahmen, Gesamtbeurteilung / 

Erläuterungsbericht inkl. Schätzung der nach Fertigstellung entstehenden jährlichen 

Haushaltsbelastungen (Baunutzungskosten),  

• Zeitplan für die Baumaßnahme mit Ausweisung der Leistungsphasen nach HOAI,  

• baufachlich erstellte Konzeptplanung (Grundlagenermittlung und Vorplanung [z. B. 

Vorentwurf und erste grobe Kostenschätzung nach DIN 276 gemäß Leistungsphase 2 

HOAI mit Baupreissteigerungskosten für die nächsten zwei Jahre und mit 

Risikokosten]) oder weite rgehend maximal bis Leistungsphase 4,  

• Raumbedarfsplan mit qualitativen Bedarfsanforderungen als Anforderungsraumbuch . 

 

Im Raumbedarfsplan sind die Nutzflächen (DIN 277) anzugeben. Details ergeben sich aus der 

Anlage 2 zum Muster 13 -  Raumbedarfsplan -  der RBBau. Für die Erstellung des 

Raumbedarfsplanes ist grundsätzlich das Muster 13 –  Raumbedarfsplan –  der RBBau zu 

verwenden. Bei der Erstellung des Raumbedarfsplanes sind die Höchstflächen für 

Geschäftszimmer der Bundesbehörden [Anlage 1 des Musters 13 der RBBau] zugrunde zu 

legen.  

 

Welche Grundleistungen beinhaltet die Vorplanung (Leistungsphase 2 nach HOAI) für 

Bauprojekte?  

• Analysieren der Grundlagen und Abstimmen der Leistungen mit den fachlichen 

Beteiligten , 

• Abstimmen der Zielvorstellungen und Hinweisen auf Zielkonflikte , 

• Erarbeiten der Vorplanung (Vorentwurf) einschließlich Variantenuntersuchungen , 

• Erläutern der wesentlichen Zusammenhänge, Vorgaben und Bedingungen , 

• Koordinieren und Integrieren der Leistungen anderer Planungsbeteiligter , 

• Vorverhandlungen über die Genehmigungsfähigkeit , 

• Kostenschätzung nach DIN 276 , 

• Erstellen eines Terminplans mit wesentlichen Vorgängen , 

• Zusammenfassen, Erläutern und Dokumentieren der Ergebnisse . 



 

Was ist ein Ausgaben -  und Finanzierungsplan?  

Ein Ausgaben -  und Finanzierungsplan enthält eine Zusammenstellung aller in unmittelbarem 

Projektzusammenhang stehenden geplanten Ausgaben und eine Übersicht über die geplante 

Finanzierung dieser Ausgaben (Einnahmen). Die geplanten Ausgaben und Einnahmen ei nes 

Finanzierungsplans müssen hinreichend sicher und am Ende ausgeglichen sein. Bis auf 

zweckgebundene Spenden dienen grundsätzlich alle Einnahmen zur Deckung aller Ausgaben 

und können nicht an die Finanzierung bestimmter Positionen gebunden werden.  

 

Für die Antragsstellung nutzen  Sie bitte die Vorlage unter: www.stiftung -

evz.de/gedenkstaettenkonzeption . Die Vorgaben der Förderrichtlinie  müssen Sie bei der 

Erstellung des Kosten -  und Finanzierungsplans beachten.  

 

Der Ausgaben -  und Finanzierungsplan wird nach Prüfung, gegebenenfalls in geänderter Form, 

zum Bestandteil des Zuwendungsbescheids und gilt damit verbindlich. Zur 

Zuwendungsfähigkeit einzelner Ausgaben finden Sie weitere Informationen unter „Welche 

Ausgaben sind zuwendungsfähig?“ . 

 

Welche Ausgaben sind zuwendungsfähig?  

Als zuwendungsfähig gelten Ausgaben, die auf grund der Durchführung des Projekts 

notwendig sind, die direkt durch das Projekt entstehen und die in der Höhe wirtschaftlich bzw. 

angemessen sind.  

 

Was sind Eigenmittel?  

Eigenmittel sind nur die der antragstellenden Einrichtung definitiv zur Verfügung stehenden 

eigenen monetären Mittel. Diese sind im Ausgaben -  und Finanzierungsplan anzugeben.  

 

Was sind Eigenleistungen?  

Als Eigenleistungen gelten z. B. die Bereitstellung von Stammpersonal, Räumlichkeiten etc. 

(vorhandene Infrastruktur).  

 

Kann ich unbare Leistungen oder Sachleistungen im Kosten -  und Finanzierungsplan geltend 

machen?  

Nein. Unbare Leistungen (beispielsweise im Sinne von ehrenamtlicher Tätigkeit) oder 

Sachleistungen (beispielsweise im Sinne von Bereitstellung vorhandener Infrastruktur) 

können weder bei den Einnahmen noch bei den Ausgaben im Kosten -  und Finanzierungsplan 

aufgeführt werden. Wir erkennen ausdrücklich den Wert und den hohen Nutzen dieser 

Leistungen für die Realisierung der Projekte an, werden dadurch nicht zuletzt die 

Gesamtkosten und damit auch der Förderbedarf gesenkt. Um die Verwaltung der Anträge 

jedoch a uch im Interesse der Antragstellenden einfach und nachvollziehbar zu halten, können 

nur Kosten -  und Einnahmearten aufgeführt werden, für die Geldmittel fließen und die anhand 

von Belegen prüfbar sind. Eigenleistungen können nicht zur Kofinanzierung herange zogen 

werden.  

 

Kann ich für das Projekt Fördermittel für laufende Sach -  und/oder Personalkosten 

beantragen?  



Nein. Zuwendungsfähig sind nur Ausgaben, die erst und allein durch das Projekt zusätzlich 

verursacht werden. Ausgaben, die aus dem laufenden Etat einer Institution getragen werden 

(z. B. die Bereitstellung von Stammpersonal oder vorhandener Infrastruktur),  können weder 

anteilig noch in Gänze auf der Einnahmen -  und Ausgabenseite im Kosten -  und 

Finanzierungsplan aufgenommen werden.  

 

Welche Höchst -  und Mindestfördersummen gelten für die Ausschreibungsrunde 2026?  

Die Mindestantragssumme nach der Gedenkstättenkonzeption des Bundes bei BKM beträgt 

75.000 Euro. Pro antragstellende Einrichtung können in einer Ausschreibungsrunde für alle 

drei Förderfelder maximal 2,5 Mio. Euro beantragt werden. Bei Kooperationen ist di e 

federführende Einrichtung maßgeblich.  

 

Das heißt, dass der Projektumfang (Bundesmittel + Kofinanzierung) mindestens 150.000 

Euro betragen muss. Die maximale Projektgröße ist bei Vorliegen eines größeren Landes -

/Kommunal -  oder Drittmittelanteil s nicht beschränkt. Das Projekt muss jedoch in maximal 

vier Jahren umsetzbar sein.  

 

Welche Umstände führen dazu, dass Anträge nicht erfolgreich sind?  

• die Antragsunterlagen sind unvollständig,  

• die Antragssumme an BKM liegt unter 75.000 Euro oder über 2.500.000 Euro,  

• die Finanzierung des Projekts weist zum Antragsschluss keine gesicherten Eigen - , 

Landes -/Kommunal -  und/oder Drittmittel in Höhe von mind. 50 Prozent der 

förderfähigen Gesamtkosten auf,  

• die Antragsfrist wurde versäumt (vgl. „Wie wird der Antrag gestellt ?“), 

• das Projekt wurde bereits begonnen,  

• das Projekt soll länger als vier Jahre dauern,  

• das Projekt wird zu großen Teilen aus anderen Mitteln des Bundes finanziert (vgl.  

Welche Fördermittel werden auf den Bundesanteil angerechnet?) , 

• das Projekt weist keine Bundesbedeutsamkeit auf (vgl. Welche Projekte sind 

bundesbedeutsam?),  

• die antragstellende Einrichtung sitzt nicht in Deutschland oder ist eine Privatperson 

(vgl. „Wer ist antragsberechtigt? “), 

• das Antragsformular wurde nicht benutzt oder unvollständig ausgefüllt,  

• ein gleichlautender Antrag wurde bereits zuvor eingereicht und vom Expertengremium 

nicht befürwortet,  

• der Projektinhalt hat keinen oder kaum Bezug zu den Förderfeldern der GSK,  

• die Antragseingänge übersteigen die dafür verfügbaren Haushaltsmittel, sodass 

anhand förderpolitischer Kriterien ausgewählt werden muss.  

 

Wann gilt ein Projekt als begonnen?  

Mit den Vorhaben darf bis zur Erteilung des Zuwendungsbescheids nicht begonnen worden 

sein. Als unerlaubter Projektbeginn zählen insbesondere das Tätigen von Zahlungen und das 

Eingehen von rechtlichen Verbindlichkeiten (z. B. der Abschluss eines Lieferungs -  oder 

Leistungsvertrages). Grundsätzlich unschädlich ist ein Vertragsabschluss, der ein eindeutiges, 

unbefristetes und kostenfreies Rücktrittsrecht für den Fall der Versagung der beantragten 

Förderung vorsieht.  

 



Die Gewährung eines förderunschädlichen „vorzeitigen Maßnahme nbeginns“ durch die 

Bewilligungsbehörde ist gemäß den zuwendungsrechtlichen Vorgaben im Einzelfall möglich 

(siehe „ Was ist ein vorzeitiger Maßnahme nbeginn? “).  

 

Bei Baumaßnahmen gelten bereits durchgeführte notwendige Planungen nicht als Beginn des 

Vorhabens (bis einschließlich HOAI Stufe 4).  

 

Wie erfahre ich, ob mein Antrag fristgerecht eingegangen ist?  

Sie erhalten eine Eingangsbestätigung von BKM, wenn Ihr Antrag fristgerecht vom Land 

weitergeleitet wurde.  

 
 
Nach der Antragstellung  
Was passiert nach der Antragstellung?  

Von BKM als potenziell  förderfähig eingestufte Anträge werden dem Expertengremium zur 

Beratung vorgelegt. Wie das Expertengremium zusammengesetzt ist, entnehmen Sie der 

Gedenkstättenkonzeption des Bundes. Die Expertinnen und Experten können Projekte mit 

Auflagen befürworten, di e vor einer Bewilligung erfüllt werden müssen. Die 

Letztentscheidung bei der Projektauswahl trifft BKM. Anschließend werden die 

Antragstellenden und die Länder ca. fünf Monate nach Antragsschluss durch BKM darüber 

informiert, ob für das Projekt Fördermitte l in Aussicht gestellt werden.  

 

Wann kann ich damit rechnen, dass ein Projekt beschieden und begonnen werden kann?  

Für Projekte, die keine Bauvorhaben enthalten, ist der frühestmögliche Projektbeginn der 1. 

Juli 2027. Bei Bauprojekten ist grundsätzlich von einer längeren Zeit bis zur Bescheidreife 

auszugehen. Die Genehmigung des förderunschädlichen vorzeitigen Maßnahme nbeginns 

stellt eine Ausnahme dar, über die im Einzelfall zu entscheiden ist.  

 

 
Nach der Inaussichtstellung von Fördermitteln  
Was heißt, dass BKM Mittel  „in Aussicht stellt“?  

Mit der Inaussichtstellung wird bescheinigt, dass BKM ein Interesse daran hat, das Projekt zu 

fördern und beabsichtigt, Fördermittel dafür bereitzustellen. Eine Inaussichtstellung  stellt 

noch keine Bewilligung dar und berechtigt nicht zum Projektbeginn. Damit das Projekt 

tatsächlich begonnen werden kann, müssen die Mittelgebenden ein Einvernehmen über die 

Aufgabenverteilung und die Ausgestaltung der Bewilligung sowie der administra tiven 

Durchführung herstellen. Der/Die Antragstellende unterstützt sie dabei. Außerdem muss die 

Verfügbarkeit der Fördermittel nach Haushaltsjahren getrennt im Gesamtzusammenhang mit 

weiteren befürworteten Projekten  geprüft werden. Eine Inaussichtstellung  stellt noch keine 

Bewilligung dar und berechtigt nicht zum Projektbeginn.   

 

Wie lange stehen in Aussicht gestellte BKM -Mittel zur Verfügung?  

Wenn ein grundsätzlich befürwortetes Projekt nicht innerhalb von vier Jahren ab 

Inaussichtstellung der Förderung durch BKM begonnen werden kann, verfällt die 

Inaussichtstellung der Fördermittel. Der Projektantrag kann (aktualisiert) neu eingereicht und 

dem  Expertengremium vorgelegt werden. In besonderen Fällen kann BKM Abweichungen 



zulassen, insbesondere wenn Verzögerungen nicht im Einflussbereich des/der 

Antragstellenden liegen.  

 

Was passiert zwischen Inaussichtstellung und Bewilligung?  

Die Mittelgeber stellen das Einvernehmen her über die Rollenverteilungen, die möglicherweise 

zu beteiligenden öffentlichen Stellen (z. B. Bauverwaltung), notwendige Verfahrensschritte, 

Verfügbarkeit der Fördermittel für den geplanten Mittelabfluss her und finalisieren die 

Antragsprüfung bis zur abschließenden Förderentscheidung. Mit dem Projekt kann erst 

begonnen werden, sobald der Zuwendungsbescheid dem Antragsstellenden bekannt gegeben 

wurde. Das Projekt kann nur vor der Ausstellung des Zuwendungsbescheid s beginnen, wenn 

der Beginn durch einen vorzeitigen Maßnahme nbeginn zugelassen wurde.  

 

Welche Aufgabe übernimmt das Bundesverwaltungsamt?  

Das Bundesverwaltungsamt (BVA) ist entweder die Bewilligungsbehörde oder ist für den 

Bund an der Bewilligung beteiligt, falls die Bewilligung durch eine Landesbehörde oder 

Kommune erteilt wird.  

 

Was ist ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn?  

Zuwendungen für ein Projekt dürfen grundsätzlich nur dann bewilligt werden, wenn mit dem 

Projekt noch nicht begonnen wurde. Soll das Projekt noch vor der Bewilligung beginnen, damit 

z. B. der Projektablauf nicht gefährdet wird, gibt es die Möglichkeit, ein en Antrag auf 

Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns (VZM) bei der späteren 

Bewilligungsbehörde zu stellen. Der Antrag auf VZM kann formlos per E -Mail erfolgen. 

Bestandteil des Antrages ist die Begründung und das Datum des angestrebten Projektbeginns . 

 

Die Zustimmung zu einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn begründet weder einen Anspruch 

auf eine tatsächliche spätere Bewilligung noch auf die Auszahlungen von Mitteln.  

 

Welche Konsequenzen hat es, wenn die Kofinanzierung nicht eingebracht wird?  

Der Zuwendungsgeber hat darauf zu achten, dass die Gesamtfinanzierung von Projekten 

gesichert ist, damit angefangene Projekte auch zu Ende gebracht werden können. Fallen 

Finanzierungsanteile weg, ist die Gesamtfinanzierung in Gefahr.  

 

Die Höhe Ihrer Bundesförderung ist unter anderem von der Höhe der tatsächlich 

eingebrachten Kofinanzierung(en) unmittelbar abhängig. Nur wenn die im Finanzierungsplan 

hinterlegte Kofinanzierungsquote tatsächlich erreicht wird, können Fördermittel im 

geplan ten Umfang ausgereicht werden.   

 

Wie gehe ich mit möglichen Änderungen hinsichtlich des Projektverlaufs um?  

Inhaltliche Präzisierungen und Anpassungen, mit denen keine grundsätzliche Abweichung von 

der ursprünglich formulierten Zielstellung einhergehen, können in eigener Verantwortung 

durch die antragstellende Institution vollzogen werden. Sollten inhaltliche, f inanzielle oder 

sonstige Gründe dazu führen, dass Inhalt, Umfang, zeitliche Dauer etc. eines Projektes 

signifikant verändert werden müssen, so ist dies rechtzeitig und selbstständig der 

Bewilligungsbehörde anzuzeigen und abzustimmen. In diesem Falle sind S ie gemäß Nr. 5 

ANBest -P mitteilungspflichtig. Bei Zuwiderhandlung kann Ihnen die Förderung teilweise oder 

ganz entzogen werden.  



 

Verzögerungen bei der Projektdurchführung und dadurch im Mittelabfluss können dazu 

führen, dass bewilligte Fördermittel zum Jahresende verfallen und später nicht mehr 

verwendet werden können. Die Regelungen entnehmen Sie dem Förderbescheid.  

 

Welche Aufgabe übernimmt die Stiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft 
(Stiftung EVZ)?  
Die Stiftung EVZ übernimmt die Ausschreibung, eine allgemeine Antragsberatung für alle 

Antragstellenden sowie  für Projektanträge zur NS - Aufarbeitung eine weitergehende 

inhaltliche Beratung. Sie richtet die  Sitzung des Expertengremiums  aus . Für die Förderlinien 

Digitale Lebenswelten und Vermittlung und anwendungsbezogene Forschung berät sie bei der 

Festlegung von Erfolgskriterien für die zur Förderung vorgesehenen Projekte zur NS -

Aufarbeitung und übernimmt Vorarbeiten zur Erfolgskontrolle.  

 
Ansprechpartner für weitere Fragen  
Die Stiftung EVZ steht interessierten Organisationen gern beratend zur Seite und bietet 

Online - Beratungstermine zur Ausschreibung und zum Antragsverfahren an.  

Diese finden statt am:  

-  Donnerstag, 10. September,  

-  Dienstag, 15. September,  

-  Donnerstag, 17. September und  

-  Mittwoch, 23. September von jeweils 14 :00 bis 15 :00 Uhr.  

 

Bitte melden Sie sich dafür vorab per E - Mail mit Angaben zu den Teilnehmenden Ihrer 

Organisation an gsk@stiftung -evz.de . Sie erhalten dann einen Link und die Zugangsdaten.  

 

Die beteiligten BKM -Referate KM 25 (Aufarbeitung des Nationalsozialismus) und KM 26 

(Aufarbeitung des SED -Unrechts)  erreichen Sie über gsk@bkm.bund.de  

 

Weitere Fragen beantworten Ihnen die zuständige Landesbehörde  -  siehe www.stiftung -

evz.de/gedenkstaettenkonzeption .  
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